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nicht, von der Stundungsmög-
lichkeit Gebrauch machen. Doch 
auch nach der Reform steht der-
jenige, der Anspruch auf einen 
Pflichtteil hat, nicht ungeschützt 
da. Er kann Sicherheiten verlan-
gen, um zu verhindern, dass er 
am Ende leer ausgeht – in Fra-
ge kommen etwa eine Bankbürg-
schaft oder eine Grundschuld auf 
die Firmenimmobilie. Zudem 
kann er erwarten, für seine War-
tezeit mit einer Verzinsung des 
gestundeten Kapitals entschädigt 
zu werden. Allerdings lässt das 
Gesetz die Höhe der Zinsen offen. 
„Sie werden nach billigem Ermes-
sen im Einzelfall festgelegt“, sagt 
Ministeriumssprecher Bauer.

Das gilt auch für eine wei-
tere Frage: Wie lange kann der 
Enterbte gezwungen werden, sei-
nen Anspruch ruhen zu lassen? 
Auch das ist eine Frage des Ein-
zelfalls. Viele Faktoren spielen 
dabei eine Rolle: die Geschäfts-
situation der Firma, die nicht ge-
fährdet werden soll, genauso wie 
Alter oder Gesundheitszustand 
des Pflichtteilsberechtigten. Klei-
ner Trost am Rande: Sollte dieser 
während der Wartezeit sterben, 
verfällt sein Anspruch nicht. „Er 
wird weiter vererbt“, bestätigt 
Bauer.

Auseinandersetzungen um das 
Erbe können teuer und schmerz-
haft sein. „Es sind starke Emoti-
onen im Spiel“, weiß DIHK-Exper-
te Jens Gewinnus, „Verlust und 

Enttäuschung auf der Seite des 
Enterbten, Überraschung und 
Freude auf der Seite des Erben“. 
Das erschwert eine gütliche Eini-
gung. Kommt die Sache aber vor 
Gericht, kann der Prozess teuer 
werden. Denn wie soll der Amts-
richter beurteilen, ob der Busi-
nessplan des neuen Firmenchefs 
realistisch ist? „Notfalls muss er 
Gutachten anfordern“, berichtet 
Thorsten Bauer vom Bundesjus-
tizministerium. Doch Gutachter 
arbeiten nicht zum Nulltarif.

Experten empfehlen daher, die 
Unternehmensnachfolge von lan-
ger Hand zu regeln. In großen 
Familienunternehmen sind ent-
sprechende Gesellschaftsverträge 

üblich, gibt Gewinnus zu beden-
ken. Das wäre oft auch für Chefs 
kleinerer Firmen sinnvoll, findet 
der DIHK-Experte. Er empfiehlt, 
dass sich Erblasser, Wunscherbe 
und Pflichtteilsberechtigte an ei-
nen Tisch setzen und einen Ver-
trag beim Notar machen: Darin 
könnte der Pflichtteilsberechtigte 
– gegen entsprechende Gegenleis-
tung – schon jetzt auf seine An-
sprüche verzichten oder die be-
dingungslose Stundung erklären. 
Das schafft Planungssicherheit 
für alle, auch für die Arbeitneh-
mer, die sonst um ihre Jobs fürch-
ten müssten.

Dreh- und Angelpunkt bei ei-
ner solchen Initiative ist der Se-
nior. Er muss handeln und not-
falls zwischen den Parteien ver-
mitteln. Aber das fällt vielen 

schwer, vor allem denjenigen, 
die ihre Firma selbst aufgebaut 
haben und sie nun an die nächs-
te Generation weiterreichen sol-
len. „Man will über das Thema 
Tod nicht sprechen, das ist häu-
fig tabu“, erklärt Gewinnus die 
Scheu der Patriarchen. Doch viele 
würden es ihnen danken, wenn 
sie über ihren Schatten springen 
könnten. � Heike Jahberg

Die Zahlungsmoral in der  
Baubranche ist miserabel.  
Was kann man tun? 
Hier hilft das noch neue Forde-
rungssicherungsgesetz (FoSiG). 
Das Ziel des FoSiG ist es, Werk-
unternehmer vor allem in der 
Baubranche vor Forderungs-
ausfällen besser zu schützen. 
Bauunternehmer können vom 
Kunden jetzt immer dann 
Abschlagszahlungen fordern, 
wenn die Kunden durch die 
schon erbrachte Leistung einen 
Wertzuwachs erhalten. Dies 
war vorher nicht möglich. 
Neu ist auch, dass wegen 
unwesentlicher Mängel die 
Abschlagszahlung nicht verwei-
gert werden kann. Der Auftrag-
geber hat jedoch das Recht, das 
Doppelte der Kosten, die für die 
Mängelbeseitigung erforderlich 
sind, zurückzubehalten.  
Der Unternehmer eines 
Bauwerkes kann vom Kunden 
eine Sicherheit in Höhe des 
Wertes seiner zu erbringenden 
Vorleistung – wie zum Beispiel 
den Bau einer Stahlkonstruk-
tion für einen späteren Anbau 
– verlangen. Wird die Sicher-
heit nicht erbracht, so kann 
der Bauunternehmer seine 
Leistungen verweigern oder 
den Vertrag kündigen. Darüber 
hinaus kann er Ersatz seines 
Vertrauensschadens verlangen. 
Bei Kündigung des Kunden ste-
hen dem Bauunternehmer fünf 
Prozent der auf den noch nicht 
erbrachten Teil der Werkleis-
tung entfallenden vereinbarten 
Vergütung zu. Der so genannte 
„Druckzuschlag“, also der 
Betrag, den der Kunde über die 
Nachbesserungskosten hinaus 
einbehalten darf, um den 
Unternehmer zur Mängelbe-
seitigung zu veranlassen, soll 
anstatt wie bisher „mindestens 
das Dreifache“ nur noch „im 
Regelfall das Doppelte“ der 
voraussichtlichen Mängelbesei-
tigungskosten betragen.
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Was das neue Gesetz sonst noch bringt

Die Stundungsregeln gelten auch 
für Immobilienerben. Auch sie 
müssen Haus oder Grundstück 
nicht verkaufen, um den Pflichtteils-
berechtigten auszuzahlen. Darüber 
hinaus bringt das neue Recht wei-
tere, wichtige Änderungen:

Entzug des Pflichtteils: Nach 
heutigem Recht kann der Pflicht-
teil entzogen werden, wenn man 
dem Vererbenden nach dem Leben 
trachtet, ihn vorsätzlich körperlich 
misshandelt, sich ihm gegenüber 
eines Verbrechens schuldig macht,  
die Unterhaltspflicht verletzt oder 
wenn man einen „ehrlosen und 
unsittlichen“ Lebenswandel gegen 
den Willen des Vererbenden führt. 
Mit diesen „alten Zöpfen“ räumt die 
Reform auf, freut sich Ulrich Schel-
lenberg, Vorsitzender des Berliner 

Anwaltsvereins. Der „ehrlose“ und 
„unsittliche“ Lebenswandel spielt 
künftig keine Rolle mehr. Stattdes-
sen wird der Entzug des Pflichtteils 
möglich, wenn der Pflichtteils-
berechtigte zu einer mindestens 
einjährigen Freiheitsstrafe ohne 
Bewährung verurteilt wird und es 
dem Vererbenden unzumutbar ist, 
dem Verurteilten seinen Pflichtteil 
zu belassen.

Geschenke zurückfordern: Wer 
Anspruch auf den Pflichtteil hat, 
kann derzeit Schenkungen des Ver-
erbenden an Dritte zurückfordern, 
wenn die Schenkung keine zehn 
Jahre zurückliegt. Dabei gilt das Al-
les-oder-nichts-Prinzip. Sind noch 
keine zehn Jahre verstrichen, kann 
man die Schenkung in voller Höhe 
vom Beschenkten zurückverlangen. 

Stirbt der Erblasser einen Tag nach 
der Frist, bleibt die Schenkung kom-
plett unberücksichtigt. Die Reform 
sieht ein allmähliches Abschmelzen 
innerhalb der Zehn-Jahres-Frist 
vor. Stirbt der Vererbende im ersten 
Jahr nach der Schenkung, wird 
diese voll in die Berechnung einbe-
zogen. Im zweiten Jahr sind es noch 
neun Zehntel, nach neun Jahren 
bleibt nur noch ein Zehntel. 

Pflege zahlt sich aus: Pflegeleis-
tungen, die Angehörige für den 
Vererbenden erbracht haben, wer-
den künftig besser honoriert. Auch 
Hausfrauen und -männer erhalten 
demnächst einen Ausgleich für die 
Pflege. Praktisch funktioniert das 
so, dass der pflegende Sohn oder 
die Tochter vorab aus der Erbmasse 
bezahlt werden. 

Experte: Jens Gewinnus vom DIHK
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